
 
 

 
 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Stellungnahme  
des DGB Bezirks Nordrhein-Westfalen und 
des GEW-Landesverbandes 
Nordrhein-Westfalen 
 
zum Entwurf einer Siebten Verordnung zur Änderung der 
Ausbildungs- und Prüfungsordnung Berufskolleg im Rah-
men der Verbändebeteiligung gem. §77 Schulgesetz NRW 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
Düsseldorf, 30.10.2023 

 
 

 
 

 



Stellungnahme DGB NRW GEW NRW zum Entwurf einer Siebten Verordnung zur 

Änderung der Ausbildungs- und Prüfungsordnung Berufskolleg 

im Rahmen der Verbändebeteiligung gem. § 77 SchulG  

24.10.2023 

 
 

Seite 2 von 7 

Der DGB Bezirk Nordrhein-Westfalen und die GEW NRW nutzen gerne die Möglichkeit, im Rah-

men der Verbändebeteiligung Stellung zu dem vorliegenden Entwurf der Siebten Verordnung 

zur Änderung der Ausbildungs- und Prüfungsordnung Berufskolleg zu nehmen. 

Zweck der Verordnung 

Es ist nach dem 16. Schulrechtsänderungsgesetz notwendig, die rechtlichen Grundlagen 

zur Verknüpfung von Präsenz- und Distanzunterricht für die Berufskollegs in NRW zu schaf-

fen, da das bisher auf Grundlage von jährlichen Erlassen, wie zuletzt für das Schuljahr 

2023/24 geschah. Der DGB Bezirk Nordrhein-Westfalen und die GEW Nordrhein-Westfalen 

begrüßen daher den Zweck der Vorlage.  

Wir befürworten grundsätzlich auch die Änderungen im Hinblick auf den möglichen Prä-

senz- und Distanzunterricht, da dies möglicherweise Flexibilität in der Unterrichtsgestal-

tung ermöglicht. Gerade in der Fachschule (Anlage E) hat sich gezeigt, dass diese Verknüp-

fung von Schüler*innen und Lehrenden als eine zielführende Form der 

Unterrichtsorganisation empfunden wird. Wie in unserer weiteren Stellungnahme ausge-

führt wird, ist eine solche Einführung eines regelhaften, anteiligen Distanzunterrichts aber 

an zwingende Voraussetzungen geknüpft, die derzeit noch nicht gegeben sind. 

Grundsätzlich ist auch die Entscheidungsmöglichkeit vor Ort, ob Distanzunterricht regel-

haft zusätzlich zur Präsenz eingeführt wird und in welchem Umfang das geschieht, zu 

begrüßen. Es bedarf aber zwingend eines festgelegten Rahmens, unter welchen Bedingun-

gen und in welchem Umfang Distanzunterricht in den einzelnen Anlagen des Berufskollegs 

genutzt werden darf - zwischen 20 und 40 Prozent je nach Anlage. Diese Regelung ist aus 

unserer Sicht zu allgemein, hier müssen klare „Leitplanken“ benannt werden, an denen 

sich auch Schulleitungen und Bildungsgänge orientieren können. Ein bloßer Verweis auf 

„Reifegrad, Selbstständigkeit und Bildungsstand“ der Lernenden reicht hier nicht. Ohne 

eine solche Klarstellung des Gesetzgebers kann aus unserer Sicht auch eine solche Ände-

rung nicht vorgenommen werden. 

Auch möchten wir an dieser Stelle noch darauf hinweisen, dass die Erteilung eines Teils des 

Regelunterrichts als Distanzunterricht immer auch dem pädagogischen Primat unterliegen 

muss.  

Eine solche Änderung kann nicht eingeführt werden, um ggfls. auf einen Fachkräftemangel 

vor Ort zu reagieren, was auch wohl kaum realistisch wäre.  

Wir sehen außerdem Regelungsbedarfe bezüglich der Ausstattung, Arbeits- und Lernbedin-

gungen und der Beteiligung. Diese werden im Folgenden erläutert: 
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Grundsätzliche Anmerkung 

Die vorgelegte APO-BK berücksichtigt nach unserer Einschätzung nur ungenügend die un-

terschiedlichen Bildungsgänge der Anlage A und legt seinen Schwerpunkt in der Anlage E. 

Aus gewerkschaftlicher Perspektive bedürfen insbesondere die Bildungsgänge einer be-

sonderen Beachtung, in denen Dritte im Sinne einer gelungenen Lernortkooperation ein-

bezogen werden müssen. Dies gilt vornehmlich bei der dualen Berufsausbildung mit zwei 

bis drei Lernorten, aber auch für die dualisierte Ausbildungsvorbereitung in Vollzeit und 

auch in Teilzeit. Für die beiden letzten Bildungsgänge stellt sich die Frage, ob nicht generell 

auf Distanzunterricht verzichtet werden sollte. Gerade angesichts der Schüler*innen Klien-

tel ist hier der Präsenzunterricht unverzichtbar. 

Es genügt nicht, hier nur auf den schulischen Teil der Ausbildung zu schauen und betriebli-

che Anforderungen und Erfordernisse zu ignorieren. Einen guten Überblick über die 

Abstimmungsnotwendigkeiten lassen sich einem Positionspapier der Gewerkschaft Verdi 

entnehmen:  

https://www.ausbildung.info/news/digitalisierung-der-betrieblichen-ausbildung-und-

pruefung 

In den Fachklassen des dualen Systems (Anlage A) sind die Eingangsvoraussetzungen häu-

fig max. heterogen. DGB und GEW geben deshalb Folgendes zu bedenken: 

- Es genügt nicht, nur den Umfang der digitalen Unterrichtsanteile festzulegen, es be-

darf einer verbindlichen Lernortkooperation bzw. Abstimmung zwischen den Betei-

ligten im Hinblick auf die Umsetzung der Ausbildungsrahmenpläne. 

- Der Gesamtumfang des mobilen Ausbildens und Lernens (Betrieb und Berufsschule) 

sollte den Umfang von 40 % insgesamt nicht überschreiten. 

- Die Abstimmung von betrieblichen, überbetrieblichen und schulischen Ausbildungs-

anteilen und die dafür notwendigen Zeiten muss abgeschlossen sein, bevor der 

Unterricht in digitaler Form stattfinden kann. 

- Betriebe übernehmen heute vielfach digitale Ausstattungen, Bildungsbenachteili-

gungen müssen in jedem Fall vermieden werden. 

- Im Interesse der Auszubildenden bedarf es einer verbindlichen Freistellung für den 

Distanzunterricht durch die Ausbildungsbetriebe. Wünschenswert ist, dass die Aus-

bildungsbetriebe die Auszubildenden für den Distanzunterricht in gleichem Umfang 

wie für den Präsenzunterricht entsprechend dem Stundenplan freistellen. 
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Funktionierende und nachhaltig finanzierte digitale Infrastruktur 

Gute Schule 2020, Digitalpakt, Breitbandausbau und weitere Ausstattungsprogramme des 

Landes haben zur Verbesserung der Ausstattung im Bildungswesen des Landes NRW und 

auch an den Berufskollegs beigetragen. Aus unserer Sicht fehlt es allerdings an der Verste-

tigung der Mittel, was sich dadurch zeigt, dass Schulträger zum Teil nur begrenzt defekte 

dienstliche Endgeräte und Geräte der Schüler*innen ersetzen können und neu im Schul-

dienst eingestellte Kolleg*innen nicht ausgestattet werden. Von immer mehr Schulen er-

halten wir die Rückmeldung, dass ein nicht unerheblicher Teil der in den letzten beiden 

Jahren neu eingestellten Kolleg*innen bis heute kein Dienstgerät mehr erhalten hat. 

Darüber hinaus haben nicht alle Schüler*innen an Berufskollegs einen Zugang zu angemes-

sener digitaler Ausstattung. Vor dem Hintergrund eines möglichen regelhaften Distanzun-

terrichts muss dies aber unbedingt gewährleistet werden. Viele vom Schulträger ange-

schafften Geräte werden nur an bestimmte Bildungsgänge verliehen und stehen z.B. nicht 

für alle Jahrgangsstufen zur Verfügung.  

Vor diesem Hintergrund ist die mögliche Einführung von Distanzunterricht im Regelbetrieb 

zum Schuljahr 24/25 nicht vorstellbar – denn sollte sich ein Großteil der Berufskollegs ent-

scheiden, in ihren Bildungsgängen in rechtlich maximalem Ausmaß Distanzunterricht 

anbieten zu wollen, dürfte hier eine erhöhte Nachfrage entstehen, die von Seite des Landes 

NRW bzw. der Schulträger aufzufangen ist. Falls das dann nicht geschehen kann, dürfte dies 

zu Enttäuschungen und vielen Schwierigkeiten vor Ort führen. 

Die in der rechtlichen Grundlage zur 7. ÄVO der APO-BK im 16. Schulrechtsänderungsgesetz 

anscheinend bewusst fehlenden Vorgaben zu Standards und Ausstattung sind in diesem 

Zusammenhang als hinderlich zu bezeichnen: „Hinsichtlich des Umfangs der für die Schule 

bereitzustellenden Informationstechnologie enthält § 79 selbst keine konkreten Vorgaben  

zur Ausstattung der Schulen mit Computer und IT- Standards zu Digitalisierung und IT-Aus-

stattungen werden durch den Entwurf des 16. Schulrechtsänderungsgesetzes nicht ge-

setzt.“ (Quelle: Link)  

Das Land NRW muss daher zunächst für eine Verstetigung der Mittel sorgen, damit die 

Schulträger den gestiegenen Ausstattungsbedarfen und damit verbundenen personellen 

Bedarfen für die Administration nachkommen können. Vor diesem Hintergrund verweisen 

wir auf die Studie von Roman George und Ansgar Klinger zu den Mehrbedarfen für eine adä-

quate digitale Ausstattung der berufsbildenden Schulen. (Quelle: Link) 

Lehrkräfte müssen Zugang zu angemessener technischer Ausstattung haben. Dies umfasst 

die Bereitstellung dienstlicher schulischer Endgeräte sowie die Wartung und Aktualisierung 

dieser Geräte durch die Schulträger. Durch die Kurzfristigkeit der Möglichkeit der regelhaf-

ten Umsetzung bis zum kommenden Schuljahr, reicht aus unserer Sicht ein Verweis auf den 

zu erwartenden Digitalpakt II nicht aus, da die Entwicklung der neuen Vergaberichtlinien 

und deren Umsetzung durch die Schulträger bereits beim ersten Digitalpakt zu Verzögerun-

gen geführt hat. Die Beschaffung und Verteilung in den Berufskollegs nähme dann weitere 

Zeit in Anspruch. Dies muss berücksichtigt werden. 

https://www.schulministerium.nrw/system/files/media/document/file/211201_gesetzesentwurf_16._schulrechtsanderungsgesetz.pdf
https://www.gew.de/fileadmin/media/publikationen/hv/Bildung-digital/2019-09-Digitale-Ausstattung-web.pdf
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Für die Durchführung des Distanzunterrichts im erweiterten Umfang ist nach unserer Auf-

fassung die Ausweitung der Lehr- und Lernmittelfreiheit auf eine pädagogisch öffentlich 

verantwortete IT-Ausstattung, Cloud-Systeme und Lernplattformen notwendig. 

Arbeitsbedingungen / Lehr- und Lernbedingungen 

Lehr- und Lernbedingungen (und damit die Arbeitsbedingungen der Lehrkräfte) sind – das 

ist seit Pandemiezeiten, aber auch danach bekannt - unseres Erachtens nach eng mit der 

Ausstattung der Lernenden verbunden. Die Homogenität der Endgeräte und der darauf 

installierten Software stellt für DGB NRW und GEW NRW ein wesentliches Merkmal für orga-

nisatorisch ohne höheren Aufwand in der individuellen Betreuung durchführbaren Unter-

richt dar. Aber auch pädagogisch-didaktisch ist eine gleiche Ausstattung der Schüler*innen 

zu bevorzugen. Ansonsten führen das Erlernen und Anwenden der völlig unterschiedlichen 

Anwendungsprogramme und technischen Möglichkeiten der Geräte zu nicht zumutbarem 

zusätzlichem Arbeits- und Zeitaufwand für Lehrkräfte und behindert auch den Lernfort-

schritt der Schüler*innen. 

Der vorliegende Entwurf der 7. ÄVO ist in der Tradition des Erlasses „Fortführung der Ver-

knüpfung von Distanzunterricht und Präsenzunterricht in den Bildungsgängen des Berufs-

kollegs im Schuljahr 2023/2024“ zu sehen. Hier wird auch auf die „Handreichung zur chan-

cengerechten Verknüpfung von Präsenz- und Distanzunterricht an Berufskollegs“ 

abgehoben (Quelle: Link). Die darin enthaltenen COPE und BYOD-Modelle lehnen wir ab.  

Stattdessen sollte auch vor dem Hintergrund der hoheitsrechtlichen Aufgabe der Bewer-

tung von Schüler*innen eine chancengleiche standardisierte Ausstattung mit vorher fest-

gelegten Mindesteigenschaften erfolgen. Schüler*innen, die in ihrer häuslichen Umgebung 

weder einen ruhigen Arbeitsplatz noch Zugang zu einer stabilen Internetverbindung haben, 

müssen ein Arbeitsplatz in der Schule zur Teilnahme am Distanzunterricht zur Verfügung 

gestellt werden. Sinnvolle Empfehlungen finden sich in dem Papier des Hauptausschusses 

des Bundesinstituts für Berufsbildung (Quelle: Link). Diese Empfehlungen sollten aus un-

serer Sicht als Mindestanforderungen für das Distanzlernen gelten. 

Erfolgt keine standardisierte Ausstattung der Schüler*innen, ist deren Lernerfolg abhängig 

vom finanziellen Rückhalt der Familien. Chancengleichheit im Unterricht wird es so nicht 

geben können. In Bezug auf einkommensschwache Familien spricht das Gutachten „Recht-

liche Anforderungen an den digitalen (Distanz-)Unterricht von Schulen“ des parlamentari-

schen Beratungs- und Gutachterdienstes von einem nicht-verfassungsgemäßen Zustand: 

„Auf der Grundlage des geltenden Rechts und auch auf der Grundlage des vorliegenden 

Gesetzentwurfs der Landesregierung zum 16. Schulrechtsänderungsgesetz führt die Ein-

führung eines digitalen Unterrichtsangebots zu einer finanziellen Mehrbelastung von Eltern 

und Schülern, die nach den bestehenden Regelungen verfassungsrechtlich nicht ausrei-

chend durch entsprechende Leistungsansprüche aufgefangen wird. Damit werden insbe-

sondere Schüler*innen und ihre Eltern, die auf Sozialleistungsansprüche zur Sicherung 

ihres Existenzminimums angewiesen sind, unverhältnismäßig belastet.“ (Quelle: Link) 

https://www.berufsbildung.nrw.de/cms/upload/distanzunterricht/handreichung_distanzunterricht_bb.pdf
https://www.bibb.de/dokumente/pdf/HA180.pdf
https://www.landtag.nrw.de/portal/WWW/dokumentenarchiv/Dokument/MMI17-355.pdf
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Die Arbeitszeiten der Lehrenden dürfen durch den erhöhten Betreuungs- und Beratungs-

aufwand – auch durch digitale Kommunikation – durch eine inhomogene oder dem Kom-

petenzerwerb entgegenstehende Ausstattung der Lernenden nicht weiter erhöht werden, 

was bei den aktuellen Rahmenbedingungen aber zu befürchten ist. Auch der in § 5 der Sieb-

ten ÄVO zur APO-BK genannte „planvolle Austausch der Lehrenden und Lernenden“ hat das 

Potenzial zu einer solchen Hebung der Arbeitsleistung ohne Ausgleichsmöglichkeit, wenn 

dieser außerhalb des eigentlichen Unterrichts stattfindet oder stattfinden muss. 

Es darf nicht zu einer weiteren Entgrenzung von Arbeitszeit kommen. Nicht nur Videokon-

ferenzen, sondern auch das Erstellen von Aufgaben und die Weiterleitung an die Schü-

ler*innen oder andere digitale Möglichkeiten müssen als Distanzunterricht definiert wer-

den. Zudem muss klar sein, dass auch die Aufsicht in Klassen, die durch eine Lehrkraft in 

Distanz beschult werden, als Arbeitszeit gelten muss und damit auch abrechnungsfähig ist. 

Es müssen Entlastungsmöglichkeiten für Lehrkräfte geschaffen werden, die einen erhöhten 

Aufwand im regelhaften Distanzunterricht haben. 

„Videokonferenzen“ werden zwar im Entwurf der 7. ÄVO nicht explizit erwähnt, doch gehen 

wir aus Gründen der effizienten Unterrichtsgestaltung davon aus, dass Distanzunterricht, 

der „in der Regel synchron“ erteilt werden soll, im Verständnis der meisten Lehrenden an 

Berufskollegs zum Großteil durch Videokonferenzen erteilt werden wird. Aus Rückmeldun-

gen der Kolleg*innen wissen wir, dass nicht selten die in Pandemiezeiten durch die Schul-

träger angeschafften Systeme nicht in die Beteiligung der für die Interessenvertretung 

zuständigen Lehrerräte gegangen sind. Was unter Zeiten des Notstandes noch als gerecht-

fertigt erscheinen kann, darf nicht in einem regelhaften Distanzunterricht aufrechterhalten 

werden. DGB NRW und GEW NRW fordern hier dringend eine Klarstellung, dass Lehrer- und 

Bezirkspersonalräte je nach Zuständigkeit in die Auswahl und in den Betrieb von Software-

lösungen eingebunden werden. Dies sollte auch ein Prüfkriterium der Schulaufsicht sein, 

die die Anträge auf regelgerechten Distanzunterricht laut des Entwurfs der 7. ÄVO zu prüfen 

hat. Eine Mitbestimmung laut LPVG ist hier aus unserer Sicht zwingend gegeben, da in der 

Regel Softwarelösungen, die beim Distanzunterricht eingesetzt werden, auch das Potenzial 

haben, zur Verhaltenskontrolle der Lehrenden verwendet werden zu können. 

Hinzu kommt, dass Berufskollegs häufig nicht auf die mitbestimmte und im Landesauf-

trag entwickelte Plattform Logineo vertrauen, sondern häufiger als andere Schulformen 

Softwareprodukte eines großen Anbieters verwenden, bei deren Nutzung zumindest Fra-

gezeichen beim Datenschutz bestehen. Die Klärung der Fragen zum Datenschutz sollte vor 

dem Einsatz in einem regelhaften Distanzunterricht geschehen, auch unter der Prüfung 

von Alternativen. Die daraus resultierende Datenverarbeitung im Auftrag durch die Schul-

leiter*innen führt dazu, dass entgegen der im Schulgesetz beschworenen Verpflichtung, 

die bereitgestellten Lehr- und Lernplattformen zu nutzen, dann doch eine freiwillige Ein-

verständniserklärung von Lehrenden und Schüler*innen erfolgen muss, mit Auswirkun-

gen auf eine effiziente Nutzung der Systeme. Das kann sogar dazu führen, dass die zu er-

bringende Arbeitsleistung der Lehrer*innen weiter steigt, wenn alternative Plattformen 

bereitgestellt werden müssen.  
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Der Klassenraum als eine geschützte Umgebung sollte auch im Distanzunterricht erhalten 

bleiben. Distanzunterricht darf nicht dazu führen, dass bei Schüler*innen ein Gefühl der 

Kontrolliertheit entsteht, welches die Möglichkeit, sich selbst auszuprobieren oder das 

Gefühl, auch Fehler machen zu dürfen, einschränken. Es muss sichergestellt sein (tech-

nisch-organisatorisch oder auch über Vereinbarungen), dass kein halb-öffentlicher Raum 

entsteht, in den andere hineinwirken wollen. 

 


